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Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz (6. Ausschuss)  

zu dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 5/18 

A. Problem 
In dem Organstreitverfahren 2 BvE 5/18 beantragt die Antragstellerin, die Bun-
destagsfraktion der AfD, festzustellen, dass das Gesetz zur Änderung des Partei-
engesetzes und anderer Gesetze vom 10. Juli 2018 (BGBl I S. 1116) grundgesetz-
widrig sei. Das Gesetz sei in grundgesetzwidriger Weise zustande gekommen. Die 
Antragstellerin sieht sich durch den Ablauf des parlamentarischen Gesetzge-
bungsverfahrens in ihren grundgesetzlichen Mitwirkungs- und Beteiligungsrech-
ten verletzt. Antragsgegner ist der Deutsche Bundestag. 

B. Lösung 
Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz empfiehlt mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und DIE LINKE. bei Stimmenthaltung 
der Fraktionen AfD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, in dem Streitverfah-
ren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 5/18 eine Stellungnahme ab-
zugeben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozessbevollmächtigten zu 
bestellen. 

C. Alternativen 
Keine. 

D. Kosten 
Kosten der Prozessvertretung. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

in dem Streitverfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 2 BvE 5/18 eine Stel-
lungnahme abzugeben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozessbevollmäch-
tigten zu bestellen. 

Berlin, den 8. Mai 2019 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 

Stephan Brandner 
Vorsitzender 
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Bericht des Vorsitzenden des Ausschusses für Recht und Verbraucherschutz, 
Stephan Brandner 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat in seiner 48. Sitzung am 8. Mai 2019 mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, in dem Streitverfahren vor dem Bun-
desverfassungsgericht 2 BvE 5/18 eine Stellungnahme abzugeben und den Präsidenten zu bitten, einen Prozess-
bevollmächtigten zu bestellen. 

Berlin, den 8. Mai 2019 

Stephan Brandner 
Vorsitzender 

 
 

 
 

 

juris Lex QS
19052024 ()



Satz: Satzweiss.com Print, Web, Software GmbH, Mainzer Straße 116, 66121 Saarbrücken, www.satzweiss.com
Druck: Printsystem GmbH, Schafwäsche 1-3, 71296 Heimsheim, www.printsystem.de

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlag GmbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21) 97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 
ISSN 0722-8333

juris Lex QS
19052024 ()




